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SATZUNG 
 

§ 1 Name und Sitz, Geschäftsjahr 
 
Der Verein trägt den Namen Förderverein Bündnis Hospital Dinkelscherben-Zusmarshausen 
und soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 
Nach der Eintragung führt er den Zusatz e.V. 
Der Verein hat seinen Sitz in Dinkelscherben. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
 
§ 2 Zweck des Vereins, Gemeinnützigkeit 

 
 Zweck des Vereins ist die Förderung der Altenhilfe nach § 52 Abs. 2 Nr. 4 AO sowie die Förde-
rung des Wohlfahrtswesens nach § 52 Abs. 2 Nr. 9 AO durch die finanzielle und ideelle Förde-
rung des Seniorenheims Dinkelscherbens sowie des Seniorenheims St. Albert in Zusmarshau-
sen. 
 
Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Beschaffung von Mitteln in 
Form von Beiträgen und Spenden. 
 
Der Verein verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke i.S.d. Abschnitts „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51 ff. AO). 
Er ist ein Förderverein i.S. d. § 58 Nr. 1 AO, der seine Mittel ausschließlich zur Förderung der 
in § 2 der Satzung genannten steuerbegünstigten Einrichtungen verwendet. 
 
Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
Mittel des Vereins dürfen nur für die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det werden. 
 
Die Mitglieder des Vereins erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglied -während der Mitglied-
schaft, bei ihrem Ausscheiden, bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen 
Zwecks- keine Zuwendungen des Vereins. 
 
Es darf darüber hinaus auch keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd 
sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
Ehrenamtlich tätige Personen haben nur Anspruch auf Ersatz nachgewiesener Aufwendun-
gen. 
 
Die Ziele des Vereins sind weder freikirchlich, politisch, noch gezielt weltanschaulich. Der Ver-
ein gehört keiner Organisation, Sekte oder kirchlichen Gemeinschaft an. 
 
 

§ 3 Entstehung der Mitgliedschaft 
 
Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. Bei Minderjährigen 
muss der gesetzliche Vertreter zustimmen. Über den schriftlichen Antrag entscheidet der 
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Vorstand. Der Antrag soll den Namen, das Alter, den Beruf und die Anschrift des Antragstel-
lers enthalten bzw. seines gesetzlichen Vertreters. 
Die Mitgliedschaft entsteht durch Eintritt in den Verein. Die Beitrittserklärung ist schriftlich 
vorzulegen. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Der Eintritt wird mit Aushändi-
gung einer schriftlichen Aufnahmeerklärung wirksam. 
 
Die Ablehnung der Aufnahme durch den Vorstand ist nicht anfechtbar. Ein Aufnahmege-
spräch ist nicht notwendig. 
 
 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 
  

Die Mitgliedschaft wird beendet: 
 

a) durch freiwilligen Austritt 
b) durch Tod 
c) durch Ausschluss 

 
Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vor-
standes unter Einhaltung der ¼ jährlichen Kündigungsfrist zum Schluss eines Kalenderjahres. 
Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt das ausscheidende Mitglied verpflichtet, den Mitgliedsbeitrag 
zu bezahlen. 
 
Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen grob verstoßen hat, mit sofortiger 
Wirkung vom Vorstand aus dem Verein ausgeschlossen werden. 
Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegen-
heit zu geben, sich bei der Vorstandschaft zu rechtfertigen. Der Beschluss über den Aus-
schluss ist mit Gründen zu versehen und dem ausscheidenden Mitglied per Einschreibebrief 
mitzuteilen. 
 
Gegen den Beschluss steht dem Mitglied das Recht der Berufung an die Mitgliederversamm-
lung zu. Die Berufung muss mit einer Frist von 1 Monat ab Zugang des Ausschließungsbe-
schlusses beim Vorstand eingelegt werden. 
 
Die Mitgliederversammlung, die über die Berufung entscheidet, ist innerhalb von 2 Monaten 
nach Eingang der Berufungsschrift einzuberufen. Macht das ausgeschlossene Mitglied vom 
Recht des Berufungsschließungsbeschluss keinen Gebrauch, so unterwirft er sich damit dem 
Ausschließungsbeschlusses mit der Folge, dass der Ausschluss nicht gerichtlich angefochten 
werden kann. 
 
 
 

 
§ 5 Mitgliedsbeiträge 

 
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Der Beitrag wird vom Schatzmeister erhoben, 
dies erfolgt im 1. Quartal des laufenden Jahres. Beim Vereinseintritt wird der Betrag sofort 
nach Aufnahme für das laufende Jahr erhoben. 
 
Bei der Aufnahme während eines laufenden Jahres muss der volle Jahresbeitrag bezahlt wer-
den. Die Höhe des Jahresbeitrages wird von der Mitgliederversammlung bestimmt. 
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§ 6 Organe des Vereins 
 
 Organe des Vereins sind: 
 

a) der Vorstand 
b) der Beirat 
c) die Mitgliederversammlung 

 
 
§ 7 Vorstand 

 
Der Vorstand des Vereins besteht aus dem 1. – 3. Vorsitzenden, dem Schriftführer, dem stell-
vertretenden Schriftführer, und den beiden Kassierern. 
 
Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den 1. bzw. 2. oder 3. Vorsitzenden 
vertreten. Jeder von ihnen ist mit einem weiteren Vorstandsmitglied allein vertretungsbe-
fugt. 
Die Tätigkeit im Vorstand wird ehrenamtlich ausgeübt. 
 

 
§ 8 Zuständigkeit des Vorstands 
 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die 
Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat vor allem folgende Aufgaben: 
 

a) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung 
b) Einberufung der Mitgliederversammlung 
c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
d) Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr 
e) Erstellung der Buchführung und Jahresabschlüsse bzw. Jahresbericht 
f) Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen 
g) Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von Mitgliedern 

 
Der Vorstand ist verpflichtet, kann in allen wichtigen Angelegenheiten die Meinung des Bei-
rats einzuholen. 

 
 
 
§ 9 Amtsdauer des Vorstandes 
 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 2 Jahren, vom Tage der 
Wahl an gerechnet, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. Jedes 
Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. 

 
 
§ 10 Beschlussfassung des Vorstandes 
 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom Vorsit-
zenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden, schriftlich, fernmünd-
lich oder elektronisch einberufen werden. In jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von 3 Tagen 
einzuhalten. 
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Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 
mindestens zwei die Hälfte der Vorstandsmitglieder, darunter der Vorsitzende oder der stell-
vertretende Vorsitzende, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Lei-
ters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung leitet der Vorsitzende, bei dessen Verhinde-
rung der stellvertretende Vorsitzende. Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu Beweiszwecken 
in einer Niederschrift aufzunehmen und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Die Nieder-
schrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Be-
schlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. 
 
Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werde, wenn alle Vorstandsmit-
glieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 
 
Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. 
 

 
 
§ 11 Ausschüsse 
 

Zur Untersuchung bei der Bewältigung der Aufgaben des Vereins kann der Vorstand Aus-
schüsse bestellen. Der Vorstand bestimmt die Zahl der Mitglieder, den Leiter und die Aufga-
ben des Ausschusses. 

 
 
§ 12 Der Beirat 
 

Der Beirat besteht aus mindestens fünf Mitgliedern. Er wird auf die Dauer von zwei Jahren, 
vom Tage der Wahl an gerechnet, vom Vorstand gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl 
des Beirates im Amt. 
 Jedes Mitglied des Beirats ist einzeln per Handzeichen zu wählen. Wählbar sind nur Vereins-
mitglieder. 
Vorstandsmitglieder können nicht zugleich Mitglieder des Beirats sein. 
 
Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand in wichtigen Vereinsangelegenheiten zu beraten. Er 
unterrichtet sich durch Abhaltung von Sprechstunden oder in sonst geeigneter Weise über 
die Anliegen der Vereinsmitglieder und macht dem Vorstand Vorschläge für die Geschäfts-
führung. 
Mindestens einmal im Jahr soll eine Sitzung des Beirats stattfinden. Der Beirat wird vom Vor-
sitzenden oder vom stellvertretenden Vorsitzenden des Vereins schriftlich, fernmündlich o-
der elektronisch mit einer Frist von mindestens einer Woche einberufen. Einer Mitteilung der 
Tagesordnung bedarf es nicht. 
Der Beirat muss einberufen werden, wenn mindestens zwei Beiratsmitglieder die Einberu-
fung schriftlich vom Vorstand verlangen. Wird dem Verlangen innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen nicht entsprochen, sind die Beiratsmitglieder, die die Einberufung des Beirats ver-
langt haben, berechtigt, selbst den Beirat einzuberufen. 
 
Zu den Sitzungen des Beirats haben alle Vorstandsmitglieder Zutritt, auch das Recht zur Dis-
kussionen, aber kein Stimmrecht. Die Vorstandsmitglieder sind von den Sitzungen des Beirats 
zu verständigen. 
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Die Sitzungen des Beirats werden vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellver-
tretenden Vorsitzenden des Vereins geleitet; ist auch dieser verhindert leitet das Beiratsmit-
glied die Sitzung, das am längstens dem Verein angehört. Im Zweifelsfall bestimmen die er-
schienenen Beiratsmitglieder den Sitzungsleiter. 
 
Der Beirat bildet seine Meinung durch Beschlussfassung. Bei der Beschlussfassung entschei-
det die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 
 
Scheidet ein Mitglied des Beirats vorzeitig aus, so kann wählt der Beirat für die restliche 
Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds ein Ersatzmitglied wählen. 
 
Die Beschlüsse des Beirats sind zu Beweiszwecken in eine Niederschrift aufzunehmen und 
vom jeweiligen Sitzungsleiter zu unterschreiben. 
 
Die Tätigkeit als Beirat wird ehrenamtlich ausgeübt. 

 
 
 
§ 13 Die Mitgliederversammlung 
 
 In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. 
 
 Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 

- Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes; Entlastung des Vorstandes; 
- Festsetzung der Höhe und Fälligkeit des Jahresbeitrages; 
- Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes; 
- Beschlussfassung über Änderung der Satzung und Auflösung des Vereins; 
- Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des 

Vorstandes 
In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstandes fallen, kann die 
Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand 
kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die Meinung der 
Mitgliederversammlung einholen. 

 
 
 
§ 14 Die Einberufung der Mitgliederversammlung 
 

Mindestens einmal im Jahr soll die ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird 
vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Ta-
gesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschei-
bens folgenden Tag. 
Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mit-
glied dem Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt 
der Vorstand fest. 

 
§ 15 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellver-
tretenden Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein 
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Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei den Wahlen kann 
die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion 
einem Wahlausschuss übertragen werden. 
 
Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt. 
Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich 
durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der Abstimmung anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder dies beantragt. 
 
Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zulassen. 
Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens beschließt die Mitglieder-
versammlung. 
 
Eine ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist immer beschlussfähig. 
 
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer Betracht. Zur Ände-
rung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stim-
men, zur Auflösung des Vereins eine solche von vier Fünfteln erforderlich. 
 
Für Wahlen gilt folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, wel-
che die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben. 
 
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom je-
weiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende 
Feststellungen enthalten: 
Ort und Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und des Protokollfüh-
rers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungser-
gebnisse und die Art der Abstimmung. 
Bei den Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden. 
 
Das Protokoll wird in der jeweils folgenden Mitgliederversammlung zur Einsichtnahme ausge-
legt. Darüber hinaus kann es bei Vorsitzenden eingesehen werden. 
  

 
 
§ 16 Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 
 

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung 
beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Ta-
gesordnung gesetzt werden. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversamm-
lung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesord-
nung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederver-
sammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine einfache Mehrheit von drei Vierteln der abge-
gebenen gültigen Stimmen erforderlich. 
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§ 17 Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. 
Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die 
Einberufung von zehn Prozent der Mitglieder schriftlich unter der Angabe des Zwecks und 
der Gründe vom Vorstand verlangt wird. 
Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 13, 14, 15 und 16 der Satzung 
entsprechend. 

 
 
§ 18 Kassenprüfung 
 

a) Die Mitgliederversammlung bestimmt wählt jeweils für die Dauer von zwei Jahren anläss-
lich der Wahl des Vorstandes zwei Kassenprüfer. Scheidet einer vorzeitig aus, so ist von 
der nächsten Mitgliederversammlung für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen 
ein anderer Kassenprüfer zu wählen. 

b) Die Kassenprüfer haben die Aufgabe, in angemessenen Zeitabständen, insbesondere vor 
jeder ordentlichen Mitgliederversammlung darüber zu berichten. 

c) Sie beantragen die Entlastung des Vorstandes. 
 
 
§ 19 Auflösung des Vereins 
 

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der im § 16 der Sat-
zung festgelegen Stimmmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung 
nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende gemein-
sam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die vorstehenden Vorschriften gelten entspre-
chend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine 
Rechtsfähigkeit verliert. 
 
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 
das verbleibende Vermögen des Vereins ausschließlich den in § 2 der Satzung genannten 
steuerbegünstigten Einrichtungen zu. 
 
Besehen diese Einrichtungen nicht mehr, fällt das Vermögen des Vereins paritätisch an den 
Markt Dinkelscherben und Markt Zusmarshausen, die es ausschließlich und unmittelbar für 
gemeinnützige Zwecke verwenden müssen.  

 
 
§ 20 Schlussbestimmungen 
 
Die Satzung tritt durch die Annahme der Mitgliederversammlung in Kraft. 
 
 
 
Dinkelscherben, den 31.01.2019 
 
Unterschriften: 
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SATZUNG 
 

§ 1 Name und Sitz, Geschäftsjahr 
 
Der Verein trägt den Namen Förderverein Bündnis Hospital Dinkelscherben-Zusmarshausen 
und soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 
Nach der Eintragung führt er den Zusatz e.V. 
Der Verein hat seinen Sitz in Dinkelscherben. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
 
§ 2 Zweck des Vereins, Gemeinnützigkeit 

 
 Zweck des Vereins ist die Förderung der Altenhilfe nach § 52 Abs. 2 Nr. 4 AO sowie die Förde-
rung des Wohlfahrtswesens nach § 52 Abs. 2 Nr. 9 AO durch die finanzielle und ideelle Förde-
rung des Seniorenheims Dinkelscherbens sowie des Seniorenheims St. Albert in Zusmarshau-
sen. 
 
Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Beschaffung von Mitteln in 
Form von Beiträgen und Spenden. 
 
Der Verein verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke i.S.d. Abschnitts „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51 ff. AO). 
Er ist ein Förderverein i.S. d. § 58 Nr. 1 AO, der seine Mittel ausschließlich zur Förderung der 
in § 2 der Satzung genannten steuerbegünstigten Einrichtungen verwendet. 
 
Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
Mittel des Vereins dürfen nur für die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det werden. 
 
Die Mitglieder des Vereins erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglied -während der Mitglied-
schaft, bei ihrem Ausscheiden, bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen 
Zwecks- keine Zuwendungen des Vereins. 
 
Es darf darüber hinaus auch keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd 
sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
Ehrenamtlich tätige Personen haben nur Anspruch auf Ersatz nachgewiesener Aufwendun-
gen. 
 
Die Ziele des Vereins sind weder freikirchlich, politisch, noch gezielt weltanschaulich. Der Ver-
ein gehört keiner Organisation, Sekte oder kirchlichen Gemeinschaft an. 
 
 

§ 3 Entstehung der Mitgliedschaft 
 
Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. Bei Minderjährigen 
muss der gesetzliche Vertreter zustimmen. Über den schriftlichen Antrag entscheidet der 
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Vorstand. Der Antrag soll den Namen, das Alter, den Beruf und die Anschrift des Antragstel-
lers enthalten bzw. seines gesetzlichen Vertreters. 
Die Mitgliedschaft entsteht durch Eintritt in den Verein. Die Beitrittserklärung ist schriftlich 
vorzulegen. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Der Eintritt wird mit Aushändi-
gung einer schriftlichen Aufnahmeerklärung wirksam. 
 
Die Ablehnung der Aufnahme durch den Vorstand ist nicht anfechtbar. Ein Aufnahmege-
spräch ist nicht notwendig. 
 
 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 
  

Die Mitgliedschaft wird beendet: 
 

a) durch freiwilligen Austritt 
b) durch Tod 
c) durch Ausschluss 

 
Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vor-
standes unter Einhaltung der ¼ jährlichen Kündigungsfrist zum Schluss eines Kalenderjahres. 
Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt das ausscheidende Mitglied verpflichtet, den Mitgliedsbeitrag 
zu bezahlen. 
 
Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen grob verstoßen hat, mit sofortiger 
Wirkung vom Vorstand aus dem Verein ausgeschlossen werden. 
Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegen-
heit zu geben, sich bei der Vorstandschaft zu rechtfertigen. Der Beschluss über den Aus-
schluss ist mit Gründen zu versehen und dem ausscheidenden Mitglied per Einschreibebrief 
mitzuteilen. 
 
Gegen den Beschluss steht dem Mitglied das Recht der Berufung an die Mitgliederversamm-
lung zu. Die Berufung muss mit einer Frist von 1 Monat ab Zugang des Ausschließungsbe-
schlusses beim Vorstand eingelegt werden. 
 
Die Mitgliederversammlung, die über die Berufung entscheidet, ist innerhalb von 2 Monaten 
nach Eingang der Berufungsschrift einzuberufen. Macht das ausgeschlossene Mitglied vom 
Recht des Berufungsschließungsbeschluss keinen Gebrauch, so unterwirft er sich damit dem 
Ausschließungsbeschlusses mit der Folge, dass der Ausschluss nicht gerichtlich angefochten 
werden kann. 
 
 
 

 
§ 5 Mitgliedsbeiträge 

 
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Der Beitrag wird vom Schatzmeister erhoben, 
dies erfolgt im 1. Quartal des laufenden Jahres. Beim Vereinseintritt wird der Betrag sofort 
nach Aufnahme für das laufende Jahr erhoben. 
 
Bei der Aufnahme während eines laufenden Jahres muss der volle Jahresbeitrag bezahlt wer-
den. Die Höhe des Jahresbeitrages wird von der Mitgliederversammlung bestimmt. 
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§ 6 Organe des Vereins 
 
 Organe des Vereins sind: 
 

a) der Vorstand 
b) der Beirat 
c) die Mitgliederversammlung 

 
 
§ 7 Vorstand 

 
Der Vorstand des Vereins besteht aus dem 1. – 3. Vorsitzenden, dem Schriftführer, dem stell-
vertretenden Schriftführer, und den beiden Kassierern. 
 
Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den 1. bzw. 2. oder 3. Vorsitzenden 
vertreten. Jeder von ihnen ist mit einem weiteren Vorstandsmitglied allein vertretungsbe-
fugt. 
Die Tätigkeit im Vorstand wird ehrenamtlich ausgeübt. 
 

 
§ 8 Zuständigkeit des Vorstands 
 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die 
Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat vor allem folgende Aufgaben: 
 

a) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung 
b) Einberufung der Mitgliederversammlung 
c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
d) Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr 
e) Erstellung der Buchführung und Jahresabschlüsse bzw. Jahresbericht 
f) Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen 
g) Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von Mitgliedern 

 
Der Vorstand ist verpflichtet, kann in allen wichtigen Angelegenheiten die Meinung des Bei-
rats einzuholen. 

 
 
 
§ 9 Amtsdauer des Vorstandes 
 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 2 Jahren, vom Tage der 
Wahl an gerechnet, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. Jedes 
Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. 

 
 
§ 10 Beschlussfassung des Vorstandes 
 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom Vorsit-
zenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden, schriftlich, fernmünd-
lich oder elektronisch einberufen werden. In jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von 3 Tagen 
einzuhalten. 
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Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 
mindestens zwei die Hälfte der Vorstandsmitglieder, darunter der Vorsitzende oder der stell-
vertretende Vorsitzende, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Lei-
ters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung leitet der Vorsitzende, bei dessen Verhinde-
rung der stellvertretende Vorsitzende. Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu Beweiszwecken 
in einer Niederschrift aufzunehmen und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Die Nieder-
schrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Be-
schlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. 
 
Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werde, wenn alle Vorstandsmit-
glieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 
 
Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. 
 

 
 
§ 11 Ausschüsse 
 

Zur Untersuchung bei der Bewältigung der Aufgaben des Vereins kann der Vorstand Aus-
schüsse bestellen. Der Vorstand bestimmt die Zahl der Mitglieder, den Leiter und die Aufga-
ben des Ausschusses. 

 
 
§ 12 Der Beirat 
 

Der Beirat besteht aus mindestens fünf Mitgliedern. Er wird auf die Dauer von zwei Jahren, 
vom Tage der Wahl an gerechnet, vom Vorstand gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl 
des Beirates im Amt. 
 Jedes Mitglied des Beirats ist einzeln per Handzeichen zu wählen. Wählbar sind nur Vereins-
mitglieder. 
Vorstandsmitglieder können nicht zugleich Mitglieder des Beirats sein. 
 
Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand in wichtigen Vereinsangelegenheiten zu beraten. Er 
unterrichtet sich durch Abhaltung von Sprechstunden oder in sonst geeigneter Weise über 
die Anliegen der Vereinsmitglieder und macht dem Vorstand Vorschläge für die Geschäfts-
führung. 
Mindestens einmal im Jahr soll eine Sitzung des Beirats stattfinden. Der Beirat wird vom Vor-
sitzenden oder vom stellvertretenden Vorsitzenden des Vereins schriftlich, fernmündlich o-
der elektronisch mit einer Frist von mindestens einer Woche einberufen. Einer Mitteilung der 
Tagesordnung bedarf es nicht. 
Der Beirat muss einberufen werden, wenn mindestens zwei Beiratsmitglieder die Einberu-
fung schriftlich vom Vorstand verlangen. Wird dem Verlangen innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen nicht entsprochen, sind die Beiratsmitglieder, die die Einberufung des Beirats ver-
langt haben, berechtigt, selbst den Beirat einzuberufen. 
 
Zu den Sitzungen des Beirats haben alle Vorstandsmitglieder Zutritt, auch das Recht zur Dis-
kussionen, aber kein Stimmrecht. Die Vorstandsmitglieder sind von den Sitzungen des Beirats 
zu verständigen. 
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Die Sitzungen des Beirats werden vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellver-
tretenden Vorsitzenden des Vereins geleitet; ist auch dieser verhindert leitet das Beiratsmit-
glied die Sitzung, das am längstens dem Verein angehört. Im Zweifelsfall bestimmen die er-
schienenen Beiratsmitglieder den Sitzungsleiter. 
 
Der Beirat bildet seine Meinung durch Beschlussfassung. Bei der Beschlussfassung entschei-
det die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 
 
Scheidet ein Mitglied des Beirats vorzeitig aus, so kann wählt der Beirat für die restliche 
Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds ein Ersatzmitglied wählen. 
 
Die Beschlüsse des Beirats sind zu Beweiszwecken in eine Niederschrift aufzunehmen und 
vom jeweiligen Sitzungsleiter zu unterschreiben. 
 
Die Tätigkeit als Beirat wird ehrenamtlich ausgeübt. 

 
 
 
§ 13 Die Mitgliederversammlung 
 
 In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. 
 
 Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 

- Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes; Entlastung des Vorstandes; 
- Festsetzung der Höhe und Fälligkeit des Jahresbeitrages; 
- Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes; 
- Beschlussfassung über Änderung der Satzung und Auflösung des Vereins; 
- Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des 

Vorstandes 
In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstandes fallen, kann die 
Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand 
kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die Meinung der 
Mitgliederversammlung einholen. 

 
 
 
§ 14 Die Einberufung der Mitgliederversammlung 
 

Mindestens einmal im Jahr soll die ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird 
vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Ta-
gesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschei-
bens folgenden Tag. 
Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mit-
glied dem Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt 
der Vorstand fest. 

 
§ 15 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellver-
tretenden Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein 
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Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei den Wahlen kann 
die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion 
einem Wahlausschuss übertragen werden. 
 
Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt. 
Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich 
durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der Abstimmung anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder dies beantragt. 
 
Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zulassen. 
Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens beschließt die Mitglieder-
versammlung. 
 
Eine ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist immer beschlussfähig. 
 
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer Betracht. Zur Ände-
rung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stim-
men, zur Auflösung des Vereins eine solche von vier Fünfteln erforderlich. 
 
Für Wahlen gilt folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, wel-
che die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben. 
 
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom je-
weiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende 
Feststellungen enthalten: 
Ort und Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und des Protokollfüh-
rers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungser-
gebnisse und die Art der Abstimmung. 
Bei den Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden. 
 
Das Protokoll wird in der jeweils folgenden Mitgliederversammlung zur Einsichtnahme ausge-
legt. Darüber hinaus kann es bei Vorsitzenden eingesehen werden. 
  

 
 
§ 16 Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 
 

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung 
beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Ta-
gesordnung gesetzt werden. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversamm-
lung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesord-
nung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederver-
sammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine einfache Mehrheit von drei Vierteln der abge-
gebenen gültigen Stimmen erforderlich. 
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§ 17 Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. 
Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die 
Einberufung von zehn Prozent der Mitglieder schriftlich unter der Angabe des Zwecks und 
der Gründe vom Vorstand verlangt wird. 
Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 13, 14, 15 und 16 der Satzung 
entsprechend. 

 
 
§ 18 Kassenprüfung 
 

a) Die Mitgliederversammlung bestimmt wählt jeweils für die Dauer von zwei Jahren anläss-
lich der Wahl des Vorstandes zwei Kassenprüfer. Scheidet einer vorzeitig aus, so ist von 
der nächsten Mitgliederversammlung für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen 
ein anderer Kassenprüfer zu wählen. 

b) Die Kassenprüfer haben die Aufgabe, in angemessenen Zeitabständen, insbesondere vor 
jeder ordentlichen Mitgliederversammlung darüber zu berichten. 

c) Sie beantragen die Entlastung des Vorstandes. 
 
 
§ 19 Auflösung des Vereins 
 

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der im § 16 der Sat-
zung festgelegen Stimmmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung 
nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende gemein-
sam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die vorstehenden Vorschriften gelten entspre-
chend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine 
Rechtsfähigkeit verliert. 
 
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 
das verbleibende Vermögen des Vereins ausschließlich den in § 2 der Satzung genannten 
steuerbegünstigten Einrichtungen zu. 
 
Besehen diese Einrichtungen nicht mehr, fällt das Vermögen des Vereins paritätisch an den 
Markt Dinkelscherben und Markt Zusmarshausen, die es ausschließlich und unmittelbar für 
gemeinnützige Zwecke verwenden müssen.  

 
 
§ 20 Schlussbestimmungen 
 
Die Satzung tritt durch die Annahme der Mitgliederversammlung in Kraft. 
 
 
 
Dinkelscherben, den 31.01.2019 
 
Unterschriften: 
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